Notwendige Unterlagen für die Einleitung eines 


wasserrechtlichen Verfahrens








Gemäß § 103 (1) Wasserrechtsgesetz 1959 i.d.d.g.F. wird ein wasserrechtliches Bewilligungsverfahren nur auf Antrag eingeleitet. Das dem Antrag beigefügte Projekt ist in 3-facher Ausfertigung einzubringen und hat nachstehende Angaben zu enthalten, falls sich aus der Natur des Projektes nicht verschiedene Unterlagen als entbehrlich erweisen:





Art der zu bewilligenden wasserrechtlichen Anlage





Zweck, der mit der Errichtung der Anlage verfolgt wird





Umfang hinsichtlich des Maßes und der Art bzw. Größe der Wasserbenutzung





Dauer des Vorhabens und das betroffene Gewässer (Grundwasser, Fließgewasser etc.; Name des Gewässers)





grundbuchsmäßige Bezeichnung der durch das Vorhaben beanspruchten Liegenschaften unter Anführung der Eigentümer sowie der Wasser-, Fischerei- und Einforstungsberechtigen an diesen Liegenschaften (Grundbuchsauszug über diese Grundparzellen – nicht älter als 3 Monate)





schriftliche Zustimmung der Grundeigentümer, allenfalls Angaben über Grundparzellen, wo Zwangsrechte eingeräumt werden sollen, samt Namhaftmachung der Betroffenen





Im Falle der beantragten Einräumung von Zwangsrechten die Darlegung, warum es für die Realisierung keine Alternativen gibt bzw. Darlegung des öffentlichen Interesses





Darstellung der vom Vorhaben zu erwartenden Vorteile bzw. der Nachteile im Falle der Unterlassung





die erforderlichen, von einem Fachkundigen entworfenen Pläne, Zeichnungen und erläuternden Bemerkungen unter Namhaftmachung des Verfassers





Besonderheiten:





bei Wasserbenutzungsanlagen:


Angaben über die beanspruchte Wassermenge je Sekunde, Tag und Jahr


zu erwartende Auswirkungen auf Gewässer


vorgesehene Maßnahmen zum Schutz der Gewässer





bei Wasserkraftanlagen:


Angaben über die Maschinenleistung, Jahresarbeitsvermögen und die vorgesehenen Restwassermengen





bei Talsperren:


Nachweis der Standsicherheit und der sicheren Abfuhr der Hochwässer





bei Wasserversorgungsanlagen:


Gutachten über die Eignung des Wassers für den angestrebten Zweck (hygien. Gutachten)


allenfalls erforderliche Aufbereitungsmaßnahmen


allfällige Schutzmaßnahmen (z.B. Wasserschongebiet, Quellschutzgebiet)


Art der Beseitigung anfallender Abwässer





bei Einbringung in Gewässer:


Angaben über Menge, Art, Beschaffenheit der Abwässer, insbesondere über Fracht und Konzentration schädlicher Abwasserinhaltstoffe


zum Schutz der Gewässer vorgesehene Maßnahmen
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